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Desorganisierte Erwerbslose: 
Mobilisierungsprobleme, 
Vertretungslücken und politische 
Konfliktverlagerung 

Fabian Beckmann und Florian Spohr 

● Interessenorganisationen von Erwerbslosen erleben zahlreiche Hemm-
nisse für eine stärkere kollektive Organisierung der Betroffenen. 

● Während Erwerbsloseninitiativen die politische Interessenvertretung  
ihrer Klientel aufgrund unzureichender Ressourcen vielfach vernachläs-
sigen, konkurrieren in Wohlfahrtsverbänden und Gewerkschaften  
Erwerbsloseninteressen mit anderen Interessen. 

● Die Interessenorganisationen der Erwerbslosen scheitern daran, die  
Betroffenen zu politisieren und Interessendivergenzen unter Erwerbs- 
losen(-Vertretungen) auszuräumen. Gesellschaftliche Stigmatisierungen 
der Erwerbslosen erschweren eine kollektive Interessenartikulation  
zusätzlich. 

● Politisch brisant: Rechtspopulistische Parteien stoßen in diese Repräsen-
tationslücke und verlagern den politischen Oben-Unten-Konflikt zu ei-
nem Innen-Außen-Konflikt, der im Kontrast zu dem inklusiven Solidari-
tätsanspruch der Interessenorganisationen der Erwerbslosen steht. 

Aktuelle Forschungsergebnisse aus dem Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ),  
Universität Duisburg-Essen 
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1 Einleitung 

Als die Bunderegierung im Oktober 2025 ihre Pläne 
zu einer neuen Grundsicherung für Arbeitsuchende 
vorstellte, setzte Bundeskanzler Merz den diskursi-
ven Ton: „Aber diejenigen, die gar nicht mitwirken 
[…], von denen müssen wir doch davon ausgehen, 
dass sie die Hilfe des Sozialstaates nicht brauchen.“1  
Vorausgegangen war dieser neuerlichen Gesetzes-
änderung eine „Reformachterbahn“ (Beckmann 
2026), im Zuge derer seit 2020 sowohl die politische 
Zielsetzung als auch die arbeitsmarkt- und sozialpo-
litischen Instrumente in der Grundsicherung wieder-
kehrend neu austariert wurden. Standen die Zeichen 
mit der Bürgergeldreform auf einer Abkehr der 
hartz’schen aktivierenden Governance, erleben sie 
jüngst eine Revitalisierung: Ähnlich wie im Zuge der 
Hartz-Reformen wurden die disziplinierenden und 
konditionalisierenden Elemente der Grundsicherung 
gestärkt. Parallel feierten im öffentlichen Diskurs 
auch Stigmatisierungen arbeitsloser Menschen ein 
Comeback: Fehlende Arbeitsmotivation, Faulheit 
und Leistungsmissbrauch kehrten als bestimmende 
Narrative zurück (Börner et al. 2025; Spohr und 
Beckmann 2026). 

Dabei offenbarte sich eine frappierende Parallele zu 
vergangenen sozialpolitischen Debatten um die so-
ziale Sicherung von Arbeitslosen, denn „Erwerbslo-
sigkeit wird fast ausschließlich aus der Sicht derjeni-
gen behandelt, die für die Kosten der Hilfe aufkom-
men“ (Kaufmann 2013, S. 210). Arbeits- und Er-
werbslose2 werden so zu Objekten ohne hörbare 
Stimme im politischen Diskurs. Dies wirft Fragen 
nach der Repräsentation von Erwerbsloseninteres-
sen auf, d.h. in welchem Maße sich Erwerbslose kol-
lektiv organisieren und wie sie versuchen, ihren In-
teressen politisch Gehör zu verleihen. Während 
Letzteres die Frage nach der Konfliktfähigkeit von Er-
werbsloseninteressen betrifft (vgl. hierzu vertiefend 
Beckmann und Spohr 2026), beleuchten wir im Fol-
genden die Organisationsfähigkeit von Erwerbslo-
sen, die eine notwendige, wenn auch nicht hinrei-
chende Bedingung für ihre politische Interessenre-
präsentation darstellt.  

_ 

1 https://www.spiegel.de/politik/buergergeld-friedrich-merz-verteidigt-
schaerfere-sanktionen-a-79bb8afb-25cc-44a0-bca0-01eff7cac1d7 [Letz-
ter Zugriff 08.06.2026] 
2 Analog zur Literatur in der Interessengruppenforschung verwenden wir 
die Begriffe „Arbeitslose“ und „Erwerbslose“ synonym, auch wenn diese 
etwa in der Arbeitsmarktstatistik unterschiedliche Bedeutungen haben. 

Ausgehend von der Forschung zu „schwachen Inte-
ressen“ und der dortigen Feststellung, dass Erwerbs-
lose zu den „Schwachen unter den Schwachen“ 
(Klenk et al. 2022, S. 10) zählen, widmen wir uns den 
Organisationsherausforderungen von Erwerbslosen 
nicht aus der individuellen Perspektive der Betroffe-
nen, sondern aus jener der Organisationen, die Er-
werbsloseninteressen aggregieren und repräsentie-
ren. Dabei greifen wir auf Interviews mit acht unter-
schiedlichen Organisationen, die sowohl Betroffe-
nenorganisationen als auch gewerkschaftliche Er-
werbslosenvertretungen und Wohlfahrtsverbände 
umfassen, zurück. Die Interviews wurden im Rah-
men des Projektes „Zwischen Fragmentierung und 
Marginalisierung: Die Repräsentation schwacher In-
teressen am Beispiel von Erwerbslosen“ (RESCHI) ge-
führt. Das Projekt widmet sich einer Exploration der 
aktuellen Organisationslandschaft der Interessen-
vertretung von Erwerbslosen. Vor dem skizzierten 
Hintergrund fragen wir: Wie erleben Interessenorga-
nisationen die Mobilisierung und Organisierung von 
Erwerbslosen und vor welchen organisationalen 
Herausforderungen stehen sie hierbei? 

In einem ersten Schritt präsentieren wir theoreti-
sche Perspektiven auf die Repräsentations- und Or-
ganisationsprobleme schwacher Interessen (Ab-
schnitt 2). Darauf folgt ein Überblick über die Histo-
rie und Struktur der Interessenrepräsentation von 
Erwerbslosen in Deutschland (3), bevor die Daten 
und Methodik unseres Forschungsansatzes darge-
legt werden (4). Hierauf aufbauend stellen wir die 
empirischen Ergebnisse dar (5). Abschließend disku-
tieren wir diese unter Berücksichtigung von Entwick-
lungen der jüngeren Vergangenheit. Dabei zeigt sich, 
dass die Repräsentationsdefizite im Feld organisier-
ter Interessen die Hinwendung der Erwerbslosen zu 
rechtspopulistischen Parteien befördert (6).  

Neben stilistischen Gründen sind inhaltliche ausschlagegebend: Wäh-
rend viele Autor*innen eher von Arbeitslosen(-interessen) sprechen, 
präferieren Betroffeneninitiativen eher den Begriff Erwerbslosigkeit, um 
für die vielfältigen anderen Formen gesellschaftlicher Arbeit, die von Er-
werbslosen geleistet werden, zu sensibilisieren (vertiefend Wolski-Pren-
ger 1996, S. 9ff.). 

https://www.spiegel.de/politik/buergergeld-friedrich-merz-verteidigt-schaerfere-sanktionen-a-79bb8afb-25cc-44a0-bca0-01eff7cac1d7
https://www.spiegel.de/politik/buergergeld-friedrich-merz-verteidigt-schaerfere-sanktionen-a-79bb8afb-25cc-44a0-bca0-01eff7cac1d7
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2 Schwache Interessen und Organisati-
onsprobleme von Erwerbslosen: Theo-
retische Perspektiven 

2.1 Starke und schwache Interessen zwi-
schen kollektiver Interessenvertretung 
und politischer Repräsentation 

In repräsentativen Demokratien, in denen die Legiti-
mationskette notorisch lang und brüchig ist, können 
Interessengruppen Legitimationslücken füllen, in-
dem sie als „Transmissionsriemen“ die aggregierten 
Bedürfnisse ihrer Mitglieder gegenüber der Politik 
vertreten (Klüver 2015). Als Bestandteil der interme-
diären Struktur demokratischer Gesellschaften, die 
zwischen Bürger*innen und Politik vermittelt, kön-
nen Vereine, Verbände und andere organisierte In-
teressen dabei auch Repräsentationslücken schlie-
ßen, welche die sich an breiteren Wählergruppen 
orientieren Parteien offenlassen. So vertreten sie die 
Themen und Positionen von Bürger*innen mit extre-
men Einstellungen stärker als jene der ideologischen 
Mitte (Pakull et al. 2020). Die Repräsentationsfunk-
tion organisierter Interessen gewinnt aktuell an Re-
levanz, da tradierte korporatistische Netzwerke und 
traditionelle Allianzen zwischen Parteien und Ver-
bänden erodieren. Beide Seiten haben offensichtlich 
ein größeres Interesse an Unabhängigkeit voneinan-
der, weswegen gesellschaftliche Interessenartikula-
tion und parteipolitische Willensbildung zunehmend 
unabhängig geschieht (Allern und Bale 2012; Klenk 
et al. 2022). 

Die legitimitätsfördernde Funktion von Interessen-
vertretung in liberalen Demokratien hängt jedoch 
wesentlich davon ab, dass auch alle gesellschaftli-
chen Interessen angemessen gegenüber den politi-
schen Institutionen vertreten werden. Es ist jedoch 
eine empirisch vielfach belegte Standardannahme 
der Interessengruppenforschung, dass die Reprä-
sentationsmöglichkeiten der unterschiedlichen Inte-
ressen strukturell ungleich verteilt sind – und zwar in 
der Regel zugunsten erwerbs- und produktionsbezo-
gener Interessen und der einkommensstärkeren 
Schichten (Olson 1965; Schattschneider 1960; Ras-
mussen und Carroll 2014). Hierbei sind Organisati-
onsprobleme ein Hauptgrund, warum Interessen als 
schwach, im Sinne der relativen Position in der Kon-
kurrenzsituation mit anderen Interessen(-gruppen), 
gelten (Dehling und Schubert 2011, S. 124f.). 

Manche Interessen bleiben gar „latent“ und schaf-
fen es gar nicht, sich zu organisieren. 

Ein erstes zentrales Hindernis für die Organisations-
fähigkeit ist nach Olson (1965) die Gruppengröße 
derjenigen, die ein Interesse teilen. Bei großen Grup-
pen, bei denen die Beiträge eines Mitglieds kaum ins 
Gewicht fallen, sieht Olson das gruppentheoretische 
Problem des Trittbrettfahrens („free-riding“) durch 
Menschen, die ohne eigenen Beitrag Nutzen aus 
dem Engagement der Gruppe ziehen können, beson-
ders ausgeprägt. Denn je größer eine Gruppe ist, 
desto geringer sind die Auswirkungen und die Sicht-
barkeit individueller (Solidaritäts-)Verweigerung. 
Diffuse oder allgemeine Interessen, die einen gro-
ßen Personenkreis betreffen oder breite Zustim-
mungsfähigkeit genießen (wie Verbraucher- und 
Umweltschutz), seien daher schwerer zu organisie-
ren als spezifische Interessen, deren Nutzen sich auf 
Wenige konzentriert (wie viele wirtschaftlichen Inte-
ressen, aber auch räumlich gut abgegrenzte Bürger-
initiativen) (Spohr 2023, S. 28f.). Eine organisatio-
nale Lösung für das Trittbrettfahrerproblem sieht Ol-
son in der Bereitstellung selektiver Anreize, die nur 
Mitgliedern zur Verfügung stehen. Gängige selektive 
Anreize sind materielle Unterstützung (etwa Streik-
geld der Gewerkschaften) sowie Service-, Hilfe- und 
Beratungsleistungen (wie Rechtsberatung).   

Neuere Literatur sieht hingegen die Gruppengröße 
als wenig bedeutsam für die Organisationsfähigkeit 
von Interessen und verweist auf andere Faktoren. So 
sei gemäß der Theorie der kritischen Masse  
(Marwell und Oliver 1993) die Heterogenität ihrer 
Mitglieder der entscheidende Punkt für die Organi-
sationsfähigkeit von Gruppen. So steige die Wahr-
scheinlichkeit, dass ein Teil der (latenten) Gruppe 
die Organisation vorantreibt, wenn die Bedürfnis- 
intensitäten innerhalb der Gruppe ungleich sind. 
Diejenigen mit dem größten Nutzen an einem Kol-
lektivgut treiben die Organisierung voran. Eine ähn-
liche Situation besteht, wenn eine Gruppe über be-
sonders herausragende und ressourcenstarke Mit-
glieder verfügt, auf denen ein besonderer Fokus und 
Erwartungsdruck liegt (Dehling und Schubert 2011, 
S. 119ff.).  

Neben der Gruppengröße und -heterogenität wirken 
sich auch gruppenspezifische Aspekte stark auf die 
Wahrscheinlichkeit aus, dass sich eine durch ge-
meinsame Merkmale wie Armut, Arbeitslosigkeit, 
Behinderung, Migrationshintergrund, Geschlecht 
oder Alter definierte Gruppe auch organisiert. 
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Zunächst ist eine zentrale Organisationsvorausset-
zung das Interessenbewusstsein, also die Erkenntnis 
einer Gruppe von Menschen, ein gemeinsames Inte-
resse zu teilen. Ein Mangel hieran stellt ein Motiva-
tionsdefizit und somit eine Hürde für kollektives 
Handeln dar. Ähnlich ist die Identifikation mit der 
Gruppe relevant. Zeidler (2019) identifiziert zwei 
Faktoren, die auf der individuellen Ebene entschei-
dend dafür sind, ob Personen sich an der Organisa-
tion einer Gruppe beteiligen. Zum einen die Group 
Permeability, verstanden als das Ausmaß, in dem die 
Zugehörigkeit zu der Gruppe fluide und kontingent 
ist (wie es etwa bei Studierenden und Erwerbslosen 
der Fall ist, bei Behinderten und Migrant*innen je-
doch nicht). Wenn die Gruppe etwa durch sozialen 
Aufstieg verlassen werden kann, könnten sich Men-
schen eher dagegen entscheiden, sich für kollektive 
Ziele einzusetzen (Zeidler 2019, S. 56).  Zum anderen 
könne der mit der Gruppe verbundene Status ent-
scheidend für das Zugehörigkeitsgefühl zu einer 
Gruppe sein. Ein höherer Status setzt einen Anreiz 
zur Organisation, da sich das öffentliche Ansehen 
der Gruppe positiv auf deren Mitglieder auswirkt 
(ebd., S. 50, 56f.). Hierbei kann auch das Umfeld 
Druck zur Mitgliedschaft ausüben. So nimmt die 
Social Custom Theory of Trade Union Membership 
(Booth 1985) an, dass free-riding bei Gewerkschaf-
ten, die aufgrund der negativen Koalitionsfreiheit 
besonders stark dem Trittbrettfahrerproblem aus-
gesetzt sind, soziale Kosten bergen kann. Aber auch 
ohne Druck gilt eine solidarische Anerkennung für 
deren Engagement und Erfolge als ein zentraler Fak-
tor für Gewerkschaftsmitgliedschaften (Ress und 
Spohr 2022) 

Auf der anderen Seite mindert ein niedriger Status 
einer Gruppe die Identifikation mit dieser und bietet 
so keinen Anreiz zur Mitgliedschaft. Mehr noch: Aus 
dieser können sogar soziale Kosten entstehen, wenn 
die vertretene Gruppe stigmatisiert und/oder sozial 
diskriminiert wird (Dehling und Schubert 2011,  
S. 125). Zentral ist bei sozialen Interessen somit die 
öffentliche Wahrnehmung der Personengruppen. 
Die Forschung zu Welfare Deservingness (van  
Oorschot 2000) hat herausgearbeitet, dass insbe-
sondere Personen öffentlich als unterstützenswert 
gelten, die a) unverschuldet in b) großer Not sind, c) 
etwas zur Gesellschaft beigetragen haben, d) Teil der 
(sozio-kulturellen) In-Group sind und sich e) dankbar 
und fügsam verhalten. Dieses erklärt die große Soli-
darität mit Älteren, Kranken und Behinderten und 

die geringe mit Arbeitslosen und Migrant*innen 
(siehe auch Werkmann und Brack 2024).  

Zudem wirken sich materielle und immaterielle Res-
sourcen inklusive der sozialen und psychischen Ge-
samtsituation der Gruppe auf deren kognitive und 
zeitlichen Kapazitäten zur Organisation aus (Gallas 
1996; Klenk et al. 2022). Auf der anderen Seite fallen 
auch Organisationskosten, je nach spezifischen Be-
dingungen, höher oder niedriger aus. Ist die Gruppe 
etwa räumlich weit verteilt, sind persönliche Treffen 
aufwendiger und teurer (Dehling und Schubert 
2011, S. 125), auch wenn die Digitalisierung dieses 
Problem mindert, da interaktive Plattformen die 
Mobilisierung auch großer Gruppen vereinfachen 
und neue Formen der Mitgliederpartizipation eröff-
nen (Klenk et al. 2022).  

Die skizzierten Hindernisse bedeuten jedoch nicht, 
dass schwache Interessen per se nicht organisierbar 
sind. Denn erstens kann die Organisation von Grup-
pen mit ungünstigen Eigenschaften und Handlungs-
bedingungen durch einen externen Initiator ange-
stoßen und finanziert werden (induzierte Verbands-
bildung). Dieses birgt jedoch auch die Gefahr einer 
hieraus resultierenden Abhängigkeit der Gruppe 
(Marwell und Oliver 1993, S. 174; Winter 2000). 
Zweitens ist die Selbstorganisation von Betroffenen 
nicht die einzige Möglichkeit zur Organisierung von 
Interessen, alleine schon, weil bestimmte Interessen 
sich gar nicht (etwa Natur und Entwicklungshilfe) 
oder nur sehr eingeschränkt (Kinder und Jugendli-
che, Obdachlose) selbst organisieren können. Den-
noch gibt es eine Vielzahl von Gruppen, die sich die-
sen Themen widmen, da Mitglieder kein materielles 
Interesse an den Gruppenzielen haben müssen. Und 
drittens können schwache Interessen auch durch be-
reits bestehende Organisationen vertreten werden. 
Vor allem Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbände 
fungieren als solche advokatorischen Interessenver-
tretungen (Klenk et al. 2022), indem sie ihren Vertre-
tungsanspruch auf latente oder gering organisierte 
Interessen erweitern.  

Eine große Herausforderung für alle Organisationen 
ist das abnehmende verbandliche Engagement der 
Gesellschaft. Zivilgesellschaftliches Engagement ge-
schieht zunehmend außerhalb fester Organisations-
strukturen. Netzwerke und Communities entstehen 
vermehrt über soziale Medien abseits etablierter In-
teressengruppen (Heinze 2021). Hierbei ist Engage-
ment stark abhängig von der aktuellen politischen 
Lage. Wenn Themen besonders augenfällig, also 
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salient und medial präsent sind, kann dieses einen 
Mobilisierungsschub bewirken. So löste die Dring-
lichkeit des Klimawandels die Massendemonstratio-
nen von Fridays for Future aus – und die Verdrän-
gung dieser Krise durch weitere trug zum Ab-
schwung der Bewegung bei. Ähnlich kann die Regie-
rungspolitik mobilisieren, wenn sie die Lebensbedin-
gungen (bestimmter) Menschengruppen zu ver-
schlechtern droht (Zeidler 2019, S. 57), wie die Mon-
tagsdemonstrationen gegen die Hartz-Gesetze im 
Jahr 2004 zeigten.  

Dieser Wandel des Engagements hat tiefgreifende 
Folgen für die Finanzierungsgrundlage und die Mo-
bilisierungsstrategien von Organisationen. So wer-
den infolge zurückgehender Mitgliedsbeiträge Spen-
den wichtiger. Damit bildete sich parallel zu dem 
technologischen und gesellschaftlichen Wandel seit 
den späten 1990er Jahren mit den NGOs ein neuer 
Organisationstyp heraus, der anders als die mitglied-
schaftsbasierten Verbände über keine klassische 
Mitgliederstruktur mit basisdemokratischer Rück-
kopplung verfügt. Deren Finanzierungsbasis besteht 
weitgehend aus Spenden, teilweise inklusive des 
Vertriebs von Merchandise, und Fördermitglied-
schaften ohne Stimmrecht. Dieses kann aber auch 
auf Kosten einer dauerhaften, belastbaren Finanzie-
rungsstruktur gehen und zu Abhängigkeiten von 
Spenden- und Aufmerksamkeitszyklen führen 
(Thierse und Schiffers 2021; Joachim und Schneiker 
2021), die mittels (vorranging digitalem) Campaig-
ning und Crowdfunding stets begleitet und initiiert 
werden müssen. Aber auch Gewerkschaften und 
Wohlfahrtsverbände setzen im Lichte sinkender Mit-
gliederzahlen seit Anfang der 2000er Jahre auf Cam-
paigning. Insgesamt stehen sie jedoch den digitalen 
Mobilisierungstechniken reservierter gegenüber als 
neuartige Organisations- und Bewegungstypen, ob-
wohl gerade die Digitalisierung das subjektive Inte-
ressenbewusstsein und die Identifikation mit der In-
teressengruppe stärken kann (Klenk et al. 2022). So 
bleiben die Mobilisierungserfolge sozialstaatsbezo-
gener Interessengruppen „weit hinter denen der 
Ökologie-Bewegungen zurück, die sich in der Auf-
merksamkeitsökonomie der digitalen Medien besser 
durchsetzen können“ (ebd., S. 8f.).  

Zudem stellen sowohl bei NGOs als auch bei klassi-
schen Verbänden öffentliche Fördermittel, vor allem 
für Projektarbeit, eine wichtige Säule der Finanzie-
rung dar. Daher verfügen professionelle NGOs über 
eigene Abteilungen für Fundraising (Joachim und 
Schneiker 2021). So erhielten 38 Prozent der im 

ZiviZ-Survey 2023 befragten Organisationen finanzi-
elle Zuschüsse von Kommunen, Ländern, Bund oder 
EU, wobei diese im Schnitt elf Prozent des Jahres-
budgets der Organisationen ausmachten (Hummel 
und Schubert 2025, S. 11). Diese staatlichen Finan-
zierungen sollen die Organisations- und Artikulati-
onsfähigkeit latenter und schwacher Interessen stär-
ken, können aber auch dazu führen, dass diese Or-
ganisationen ihre politischen Ziele an denen ihrer Fi-
nanziers orientieren, oder sich zumindest mit Kritik 
zurückhalten (Spohr 2023, S. 125, 297).  

2.2 Organisations- und Mobilisierungs- 
herausforderungen von Erwerbslosen 

In der Forschung gelten die Interessen der Erwerbs-
losen ebenso wie jene der Obdachlosen und Men-
schen in Armut als besonders schwach, d.h. als nur 
gering organisations- und konfliktfähig (Klenk et al. 
2022; grundsätzlich: Offe 1972). Dies trifft vor allem 
auf Langzeitarbeitslose zu, die über einen längeren 
Zeitraum oder gar dauerhaft aus dem Erwerbssys-
tem ausgeschlossen sind (Wolski-Prenger 2000). Be-
reits Offe (1972) wies darauf hin, dass Arbeitslose 
eine nur geringe Konfliktfähigkeit aufweisen, da 
ihnen Sanktionsmittel nahezu gänzlich fehlen. Im 
Gegensatz zu ihnen können Kapital und Arbeit auf 
verschiedene Machtressourcen zurückgreifen, die 
nach Korpi (1978, S. 35) verstanden werden können 
als „properties of an actor that provide the ability to 
reward or punish another actor”. So kann das Kapital 
etwa mit Arbeitsplatzabbau und Standortverlage-
rung drohen oder aber durch technologische Inno-
vationen die Produktion und Arbeitsorganisation ra-
tionalisieren. Diese Möglichkeiten fungieren als 
Druckmittel, um Einfluss auf Gesetze, Reformen und 
politische Leitlinien zu nehmen. Beschäftigte wiede-
rum können auf strukturelle Machtressourcen zu-
rückgreifen, die sich aus ihrer Stellung im Produkti-
onsprozess ergeben. Ihre Organisationsmacht be-
ruht auf kollektiven Zusammenschlüssen in Gewerk-
schaften und Betriebsräten. Ihre institutionelle 
Macht folgt aus dem verrechtlichten System der Ar-
beitsbeziehungen und ihren Einflussmöglichkeiten 
auf Gesetze und Tarifverträge (vgl. die Beiträge in 
Arnholtz und Refslund 2024). Ergänzend können 
hochqualifizierte Beschäftigte mit hoher Primär-
macht ebenfalls ins Ausland abwandern oder den Ar-
beitgeber wechseln. 

Doch die Schwäche der Erwerbslosen erschöpft sich 
nicht in ihrer eingeschränkten Konfliktfähigkeit. 
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Vielmehr deuten Forschungsergebnisse auf substan-
zielle Organisations- und Mobilisierungshemmnisse 
hin. Dabei werden insbesondere die Soziallagen der 
Betroffenen, der (potenziell) transitorische Status 
sowie die sozialpsychologischen Folgen von Arbeits-
losigkeit als große Organisationshemmnisse dieser 
Gruppe hervorgehoben. Anders als der Sammelbe-
griff suggeriert, handelt es sich bei Erwerbslosen um 
keine homogene soziale Gruppe – weder mit Blick 
auf die soziodemografische Zusammensetzung, ihre 
individuellen Erwerbsbiografien oder die hieraus ab-
geleiteten Interessen (Gallas 1996). Arbeitslosigkeit 
als sozialer Status geht folglich nicht zwangsläufig 
mit spezifischen Interessen einher, auch, da Arbeits-
lose um Arbeitsplätze konkurrieren. Dies kann soli-
darische Praktiken erschweren (Baumgarten 2010). 
Darüber hinaus wird Arbeitslosigkeit von den Be-
troffenen häufig als transitorischer Zustand wahrge-
nommen, was als wichtiges Hemmnis ihrer Organi-
sationsfähigkeit gilt (Gallas 1996; Baumgarten 
2010). Dies betrifft zuvorderst die ganz praktische 
Arbeit an der Kollektivierung, die etwa von Erwerbs-
loseninitiativen geleistet wird. Die hohe Fluktuation 
der Aktiven erschwert die konkrete Arbeit in Be-
troffenenorganisationen (Wacker 1987).  

Der transitorische Charakter von Arbeitslosigkeit er-
schwert auch eine kollektive Identitätsbildung, zu-
mal Arbeitslosigkeit gesellschaftlich negativ kon- 
notiert ist. Arbeitslosigkeit gilt als Ergebnis fehlender 
individueller Motivation; Arbeitslose gelten vielfach 
als faul, unsolidarisch und „unwürdige“ Arme (Leit-
ner 2025; Oschmiansky et al. 2023; siehe auch Beck-
mann und Spohr 2026; Spohr und Beckmann 2026). 
Betroffene nehmen daher selten positiv Bezug auf 
ihren sozialen Status, sondern verbinden ihre Er-
werbslosigkeit mit Scham und Stigmatisierung (Lud-
wig-Mayerhofer et al. 2009; Gurr und Jungbauer-
Gans 2017). Interessenorganisationen stehen somit 
vor der Herausforderung, eine soziale Gruppe orga-
nisieren zu müssen, die ihr „geteiltes Schicksal“ häu-
fig nicht als Antrieb zur kollektiven Interessenorga-
nisation wahrnimmt, sondern als Makel und Motiva-
tion für soziale Mobilität (Gallas 1996; Zeidler 2019). 

Gleichzeitig wird die Organisierung der Erwerbslo-
sen durch die sozialpsychologischen Folgen von 
(dauerhafter) Arbeitslosigkeit erschwert. So wurde 
in einer Vielzahl empirischer Studien – angefangen 
bei der berühmten Marienthal-Studie (Jahoda et al. 
1975 [1933]) – nachgewiesen, dass vor allem dauer-
hafte Arbeitslosigkeit häufig mit einer Vielzahl an ne-
gativen sozialpsychologischen Folgen wie Apathie, 

fehlende Tagesstrukturierung, geringerer Lebenszu-
friedenheit sowie sozialer Exklusion und Vereinze-
lung einhergeht (vgl. auch Paul et al. 2016; Ludwig-
Mayerhofer et al. 2009). Dabei fehlt es Betroffenen 
auch an physischen Begegnungsräumen, in denen 
sich solidarische Haltungen und Praktiken herausbil-
den könnten (Gallas 1996), ebenso wie an materiel-
len Ressourcen, die eine wichtige Grundlage für In-
teressenvertretung und politische Partizipation dar-
stellen (Böhnke 2015).  

3 Historie und Struktur der Interessen- 
repräsentation von Erwerbslosen in 
Deutschland 

Im Gegensatz zu den Kapital- und Beschäftigteninte-
ressen, zu deren Vertretung sich seit dem 19. Jahr-
hundert sukzessive ein korporatistisches, hierarchi-
sches Geflecht von sektoral organisierten Verbän-
den entwickelte (Beckmann und Spohr 2022,  
S. 167ff.), verfügen Erwerbslose über keine „natürli-
chen“, historisch gewachsenen Vertretungsorgane. 
Entsprechend heterogen, fragmentiert und unüber-
sichtlich stellt sich ihre Organisationslandschaft dar. 
Die historischen Vorläufer von Erwerbslosenorgani-
sationen in Deutschland reichen bis in die erste 
Hälfte des 20. Jahrhunderts zurück. In der Weimarer 
Republik wurden Arbeitslosenräte gebildet und die 
Interessen der Erwerbslosen im politischen System 
vor allem von kommunistischen Parteien aufgegrif-
fen (Baumgarten 2010, S. 20ff.). Während das Dritte 
Reich auch für diese Bestrebungen eine Zäsur dar-
stellte, spielte die Interessenvertretung von Er-
werbslosen nach dem Zweiten Weltkrieg im Ange-
sicht von Wirtschaftswunder und Vollbeschäftigung 
zunächst eine nur untergeordnete Rolle. Existie-
rende Vereinigungen waren vor allem an einer Aus-
lotung alternativer Wirtschafts- und Arbeitsformen 
interessiert (ebd.). Mit der aufkommenden Massen-
arbeitslosigkeit in den 1980er Jahren kam es jedoch 
zügig zu einer größeren Verbreitung von Erwerbslo-
senorganisationen, die sich sukzessive politisierten. 
Unter dem Titel „Arbeitslos, nicht wehrlos“ stellte 
1982 der Erste Bundeskongress der Arbeitslosen in 
Frankfurt am Main mit mehr als 3.000 Teilnehmen-
den eine wichtige Wegmarke dar (Wolski-Prenger 
2000). 

Im Nachgang professionalisierten sich bis in die 
1990er Jahre die Interessenvertretungsstrukturen 
von Erwerblosen, wobei sich drei Strömungen 
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herausbildeten. Erstens nahm in den 1980er Jahren 
die Aktivität der Kirchen zu, die Erwerbslosenarbeit 
als Teil ihrer sozial-christlichen Mission verstanden. 
Hier stand jedoch vor allem die Unterstützung der 
alltäglichen Lebensführung und sozialen Integration 
der Betroffenen, weniger ihre politische Interessen-
vertretung, im Fokus (Rothardt und Wöhrmann 
1996). Zweitens entstanden zeitgleich Erwerbslo-
senprojekte von Gewerkschaften, die bis weit in die 
1970er Jahre in (West-)Deutschland keinerlei Berüh-
rungspunkte mit Erwerbslosen hatten. Mit dem 
Strukturwandel von Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
seit Ende der 1970er Jahre – charakterisiert durch 
die Krise industrieller Kernsektoren, Prozesse der 
Tertiarisierung und Globalisierung, Massenarbeitslo-
sigkeit und geringes Beschäftigungswachstum – 
drang Erwerbslosigkeit auch bis in den vormals si-
cheren Arbeitsmarktkern hinein, wodurch sich ein-
zelne Erwerbslosenprojekte zunächst als Basisinitia-
tiven von Gewerkschaftsmitgliedern konstituierten 
(Wolski-Prenger 2000). Mit der Zeit schwanden auch 
die Vorbehalte der Gewerkschaftsführungen, ohne 
dass hierdurch jedoch das grundsätzliche Span-
nungsverhältnis einer gleichzeitigen Interessenver-
tretung für Arbeitende und Nicht-Arbeitende gänz-
lich aufgelöst wurde (Baumgarten 2010). 

Zugleich bildeten sich drittens unabhängige Er-
werbsloseninitiativen heraus. Diese Betroffenenor-
ganisationen sind anders als kirchliche und gewerk-
schaftliche Initiativen selbstorganisiert, stärker poli-
tisiert und zum Teil skeptisch gegenüber einer als pa-
ternalistisch wahrgenommen advokatorischen Inte-
ressenvertretung durch Kirche und Gewerkschaften 
(Baumgarten 2010; Wolski-Prenger 2000). Hinsicht-
lich ihrer Organisationsformen, Tätigkeitsschwer-
punkte und dem Grad der Politisierung unterschei-
den sie sich mitunter stark voneinander. Neben der 
politischen Interessenvertretung und gemeinschaft-
lichen Aktivitäten entwickelten einige Betroffenen-
organisationen Sozialrechtsberatung – speziell Un-
terstützung bei der Inanspruchnahme von Sozialleis-
tungen, der Kommunikation mit Behörden und Hilfe 
bei Widersprüchen und ggf. Klagen – als wichtiges 
Tätigkeitsfeld (Beckmann und Spohr 2026).   

Seit den 1990er Jahren stellt sich die Organisations-
landschaft der Erwerbsloseninteressen vielgestaltig 
und fragmentiert dar. Weiterhin existieren vielfäl-
tige unabhängige Projekte und Initiativen sowie ge-
werkschaftliche bzw. gewerkschaftsnahe Organisati-
onen. Gleichzeitig fungieren heute stärker als noch 
in den 1980er Jahren die Wohlfahrtsverbände als 

Advokaten der Erwerbslosen. Die Mehrheit der Er-
werbsloseninitiativen ist lokal oder regional veran-
kert und zielt primär auf praktische Hilfen „vor Ort“ 
ab. Wiederkehrende Versuche, besonders intensiv 
im Nachgang an die Deutsche Einheit, diese hetero-
gene Organisationslandschaft auf Bundesebene zu 
aggregieren, scheiterten. Zwar gründete sich 1990 in 
den neuen Bundesländern der Arbeitslosenverband 
Deutschland. Dieser konnte sich aber nicht in der 
Fläche ausbreiten (Wolski-Prenger 2000). Größere 
Kollektivierungserfolge blieben fortan eher die Aus-
nahme: So protestierte im Jahr 2004 eine breite  
zivilgesellschaftliche Allianz aus Gewerkschaften, 
Wohlfahrts- und Sozialverbänden, Erwerbslosenini-
tiativen und weiteren NGOs gegen die Hartz-Refor-
men, was in der sozialen Bewegungsforschung als 
mögliche Revitalisierung der kollektiven Organisie-
rung von Erwerbslosen interpretiert wurde (vgl. die 
Beiträge in Chabanet und Faniel 2012). Gleichwohl 
ebbten derlei Bestrebungen schnell ab. Dies gilt 
auch für die jüngsten extensiven Reformdynamiken 
rund um die Grundsicherung für Arbeitsuchende, in 
der die (kollektive) Stimme der Erwerbslosen – ähn-
lich wie bei früheren Reformen – kaum hörbar war 
(Spohr und Beckmann 2026; Kaufmann 2013). 

4 Projekthintergrund, Datengrundlage 
und Methodik 

Vor dem skizzierten Hintergrund sowie einer nur ru-
dimentären Beachtung der Interessenrepräsenta-
tion von Erwerbslosen in der bundesdeutschen sozi-
alwissenschaftlichen Forschung der vergangenen 15 
Jahre widmet sich das Projekt „Zwischen Fragmen-
tierung und Marginalisierung: Die Repräsentation 
schwacher Interessen am Beispiel von Erwerbslo-
sen“ (RESCHI) einer Exploration der aktuellen Orga-
nisationslandschaft der Interessenvertretung von 
Erwerbslosen. Während, wie oben diskutiert, die ge-
ringe Mobilisierungsfähigkeit von Erwerbslosen in 
der Literatur zumeist auf die Gruppe der Erwerbslo-
sen bezogen wird, konzentrieren wir uns auf die Per-
spektive der Interessenorganisationen. Wir fragen 
also nicht, welche Merkmale und Eigenschaften der 
Erwerbslosen eine Organisierung verhindern, son-
dern vor welchen organisationalen Herausforderun-
gen die Interessenorganisationen der Erwerbslosen 
stehen. Empirisch beantworten wir diese Frage auf 
Basis qualitativer Interviews mit acht unterschiedli-
chen Interessenorganisationen. Tabelle 1 gibt einen 
Überblick über das Sample.
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Tabelle 1: Struktur des qualitativen Samples 

Lfd. 
Nr. 

Organisationskürzel 
Interview 

Organisationstypus Form der Interessen-
vertretung 

Tätigkeitsschwerpunkte Räumlicher Bezug 

01 gewerk1 gewerkschaftlich Mischform 
Information und  

Öffentlichkeitsarbeit 
Bundesweit 

02 unab1 unabhängig 
Betroffenen- 
organisation 

Rechtsmobilisierung,  
Öffentlichkeitsarbeit 

Bundesweit 

03 unab2 unabhängig 
Betroffenen- 
organisation 

Sozialberatung,  
[Öffentlichkeitsarbeit] 

Lokal 

04 unab3 unabhängig 
Betroffenen- 
organisation 

Sozialberatung und  
Öffentlichkeitsarbeit 

Lokal 

05 gewerk2 gewerkschaftlich Mischform Information, Vernetzung Bundesweit 

06 unabh4 unabhängig 
Betroffenen- 
organisation 

Information, Vernetzung Bundesweit 

07 wohlf1 Wohlfahrtsverband 
Advokatorische  

Vertretung 
Repräsentation,  

Lobbyarbeit 
Bundesweit 

08 wohlf2 Wohlfahrtsverband 
Advokatorische  

Vertretung 
Repräsentation,  

Lobbyarbeit 
Bundesweit 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Das Sampling zielte darauf ab, die organisationale 
Heterogenität des Feldes abzubilden. Wichtig war 
dabei vor allem die Unterscheidung von Betroffe-
nenorganisationen einerseits und advokatorischen 
Interessenvertretungen andererseits. Auf Basis ei-
ner Desk-Research wurden relevante Organisatio-
nen identifiziert und kontaktiert. Neben der Abde-
ckung der verschiedenen Organisationstypen be-
stand ein weiteres Auswahlkriterium darin, dass die 
Organisationen neben Service-Angeboten explizit 
die politische Interessenvertretung als einen Organi-
sationszweck definieren. Im Sample befinden sich 
vier unabhängige Organisationen, die sich für die In-
teressen von Erwerbslosen einsetzen. Zwei hiervon 
sind bundesweit, zwei vorrangig lokal oder regional 
tätig. Die advokatorischen Interessenorganisationen 
werden durch zwei Wohlfahrtsverbände abgedeckt, 
die beide bundesweit tätig sind und von denen einer 
einen konfessionellen Hintergrund hat. Die zwei ver-
bleibenden, gewerkschaftlichen Interessen-organi-
sationen fassen wir als organisationale Mischform, 
denn sie sind selbstorganisiert entstanden und ar-
beiten unter Einbezug von Betroffenen weitgehend 
autonom. Gleichzeitig erhalten sie im Sinne einer in-
duzierten Verbandsbildung Unterstützungsressour-
cen von Gewerkschaften, etwa Räumlichkeiten, 
technische Ausstattung und finanzielle Mittel. 

Die Interviews wurden im Juni und Juli 2025 durch-
geführt – mehrheitlich mit einer Person der Organi-
sation. In den Interviews mit [unabh2] und [wohlf2] 
nahmen jeweils zwei Vertreter*innen der Organisa-
tion teil. Voraussetzung für die Wahl der Interview-
ten war, dass diese sich mit der Interessenvertre-
tung von Erwerbslosen befassen und grundsätzliche 
Informationen zur Organisation bereitstellen kön-
nen. Die Dauer der Interviews reichte von 49 bis 96 
Minuten. Alle Interviews wurden mittels Video-Call 
durchgeführt und aufgezeichnet. Die Audiodateien 
wurden KI-basiert transkribiert und die Transkripte 
händisch nachkorrigiert. 

Die Interviews wurden leitfadengestützt mit narrati-
ven Elementen durchgeführt. Dabei diente der aus 
Theorie und Forschungsstand hergeleitete Leitfaden 
als thematische Strukturierung. Die Auswertung des 
qualitativen Interviewmaterials erfolgte inhaltsana-
lytisch im Sinne der qualitativ orientierten katego-
riengeleiteten Textanalyse (Mayring 2015). Die Kate-
gorienbildung erfolgte in Anlehnung an den Inter-
viewleitfaden und wurde induktiv um neue Katego-
rien ergänzt. Für die folgende Analyse beziehen wir 
uns auf jene Interviewinhalte, welche die Mobilisie-
rung und Organisierung von Erwerbslosen zum Ge-
genstand haben und explizit die organisationale Per-
spektive abbilden. Aufgrund der unterschiedlichen 
Organisationsstrukturen und Funktionen in der 
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Interessenrepräsentation von Erwerbslosen unter-
scheiden wir in der nachfolgenden Ergebnisdarstel-
lung zunächst die Betroffenenorganisationen und 
die (partial-)advokatorischen Interessenvertretun-
gen (ergo Wohlfahrtsverbände und gewerkschaftli-
che Organisationen), bevor wir jene empirischen Be-
funde vorstellen, die sich in den Interviews organisa-
tionsübergreifend als wichtige Faktoren für die 
(misslingende) Mobilisierung und Organisierung von 
Erwerbslosen erwiesen haben.  

5 Mobilisierungs- und Organisations-
herausforderungen von Erwerbslosen-
vertretungen: Empirische Befunde 

Die Interviews offenbaren eine Vielzahl heterogener 
Ursachen für die geringe Mobilisierung und Organi-
sierung von Erwerbslosen. Einige stellen sich als or-
ganisationsspezifische Faktoren dar, die unmittelbar 
mit den jeweiligen Organisationsstrukturen im Zu-
sammenhang stehen. Andere Ursachen wiederum 
erweisen sich als organisationsunabhängig und ver-
weisen auf grundsätzliche Herausforderungen für 
Erwerbslosenvertretungen. 

5.1 Organisationsspezifische Herausforde-
rungen 

Hinsichtlich der organisationsspezifischen Heraus-
forderungen kristallisiert sich in den Interviews eine 
Distinktion zwischen unabhängigen Erwerbslosen-
initiativen und advokatorischen Interessenvertre-
tungen heraus.  

5.1.1 Service vs. politische Interessenvertre-
tung 

Um ihren Betrieb aufrechterhalten zu können, ist die 
Mehrheit der interviewten unabhängigen Initiativen 
auf öffentliche Fördergelder – in der Regel der Kom-
mune – angewiesen. Diese Finanzierungsstruktur 
stellt insbesondere für jene unabhängigen Initiati-
ven, deren „Kerngeschäft“ die Sozialrechtsberatung 
(in der Regel mit Hauptfokus auf das SGB II) ist, ein 
zentrales Hemmnis für die politische Mobilisierung 
der Erwerbslosen dar. Denn die Fördergelder, so be-
richten es mehrere Gesprächspartner*innen, sind 
strikt an die Sozialrechtsberatung gebunden. In der 
Folge sehen sich die Initiativen fortlaufend mit ei-
nem Zielkonflikt konfrontiert: Einerseits sind sie 

ihrem Selbstverständnis nach politische Interessen-
vertretungen, andererseits fungieren sie primär als 
Service-Organisation für jene Erwerbslose, die ihre 
Sozialrechtsberatung in Anspruch nehmen. Bei den 
kontinuierlichen Ressourcenabwägungen zwischen 
Dienstleistungserbringung und politischer Arbeit 
bleibt Letztere häufig ein Zubrot, das günstige Gele-
genheitsfenster benötigt oder voraussetzt, dass sich 
Organisationsmitglieder jenseits ihrer hauptamtli-
chen Tätigkeit ehrenamtlich in die Organisation ein-
bringen. Dies gilt umso mehr, als dass es an anderen 
Finanzierungsquellen wie Spenden oder Unterstüt-
zung durch Großverbände mangelt und die Sozial-
rechtsberatung somit alternativlos ist. Da diese auch 
Nicht-Mitgliedern zur Verfügung steht, dient sie fer-
ner auch nicht als selektiver Anreiz für eine Mitglied-
schaft, weswegen die Initiativen ihren Organisati-
onsgrad hierüber auch nicht nennenswert erhöhen 
können. Auf der anderen Seite ermöglicht die Bera-
tung den Aufbau sozialrechtlicher Expertise, welche 
die Organisationen interessenpolitisch nutzen kön-
nen (Beckmann und Spohr 2026). 

5.1.2 Aufmerksamkeitskonkurrenz und Pa-
ternalismus 

Demgegenüber ist das Gros der advokatorischen In-
teressenvertretungsorganisationen finanziell ver-
gleichsweise gut aufgestellt, was auch die Interview-
ten bestätigten. Die größeren finanziellen Ressour-
cen eröffnen Handlungsspielräume und wirken prin-
zipiell autonomiesteigernd. Gleichzeitig sind Er-
werbsloseninteressen und ihre Vertretung hier ein-
gebettet in großverbandliche Strukturen. Die Folge 
ist häufig ein Kampf um Aufmerksamkeit für er-
werbslosenspezifische Themen. Gewerkschaftliche 
Erwerbslosenorganisationen konkurrieren mit ihren 
Anliegen innerorganisational mit den Interessen der 
Beschäftigten. Die Folge sind innerorganisationale 
Durchsetzungsprobleme, wie ein Vertreter einer ge-
werkschaftlichen Organisation berichtet:   

„Wenn jetzt diese Regierung, die im Au-
genblick dran ist, 15 € Mindestlohn umzu-
setzen – als Alternative zu Sanktionen im 
Bürgergeld oder in der Grundsicherung: 
Was glauben Sie wohl, wie sich hauptamt-
liche und ehrenamtliche Funktionäre in 
[der Gewerkschaft] entscheiden werden?“ 
[gewerk1] 

In wohlfahrtsverbandlichen Strukturen hingegen 
sind Erwerbslose nur eine von mehreren Zielgrup-
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pen des Engagements – und zwar eine, für die sie nur 
eingeschränkt als authentische Interessenvertre-
tung auftreten können, wie Vertreter*innen der 
Wohlfahrtsverbände betonen. Zwar könne man Or-
ganisationsunterstützung bieten und auch mit Er-
werbsloseninitiativen kooperieren, nicht aber die 
kollektive Mobilisierung von Erwerbslosen überneh-
men. Wie ein Wohlfahrtsverbandsvertreter betont, 
hänge dies auch mit der schwierigen Position als ad-
vokatorische Interessenvertretung zusammen. An-
ders als Erwerbsloseninitiativen sei der Kontakt zu 
Betroffenen sporadischer und weniger direkt, was 
Herausforderungen für die Interessenaggregation 
und -organisierung mit sich bringe: 

„Aber wir haben nicht diese Massenbewe-
gung im Hintergrund, und da muss man 
sehr aufpassen, dass nicht sowas passiert, 
dass man dann sagt: Wir machen eine an-
waltschaftliche Arbeit und irgendwann 
sind dann nur noch in Anführungsstrichen 
Anwälte unterwegs, die sagen, wir haben 
da mal mit Leuten gesprochen, die so un-
gefähr wissen, wie das so ist, sondern es 
sollten auch mal echte Menschen im Ge-
spräch über diese ganzen Sachen sein.“ 
[wohlf2] 

Dies verdeutlicht die Gefahr, dass advokatorische In-
teressenvertretung paternalistische Züge annehmen 
kann, wenn sie sich nicht an die Betroffenen zurück-
koppelt. Gleichzeitig erschwert aber auch das Fehlen 
von repräsentativen Vereinigungen mit einem ho-
hen Organisationsgrad, die die heterogeneren Inte-
ressen der Erwerbslosen aggregieren können, genau 
diese Rückkopplung.  

5.2 Organisationsübergreifende Herausfor-
derungen 

Neben diesen organisationsspezifischen Herausfor-
derungen zeigen die Interviews eine Fülle von orga-
nisierungshemmenden Faktoren, die unabhängig 
vom Organisationstypus von den Interviewten her-
vorgehoben werden.  

5.2.1 Überalterung und Fluktuation 

Zuvorderst sehen vor allem unabhängige und ge-
werkschaftliche Erwerbslosenorganisationen die de-
mografische Überalterung und die Fluktuation von 
Aktiven als bedeutende Herausforderungen. Viele 
dieser Organisationen bestehen seit den 1980er 

Jahren und wurden einst von einem kleinen Kern ak-
tiver Mitglieder aufgebaut und weiterentwickelt. 
Analog zur Gesamtgesellschaft erleben auch die Or-
ganisationen einen Alterungsprozess. Die Folgen 
dieser organisationalen Überalterung erschweren 
ein kontinuierliches Arbeiten. So werden einzelne 
Projekte oder Aktivitäten nicht weitergeführt – etwa 
die Vernetzung mit anderen Erwerbsloseninitiativen 
oder die regelmäßige Beteiligung an Demonstratio-
nen. Zudem geht die hohe personelle Fluktuation in 
den Organisationen zulasten einer dauerhaften und 
belastbaren politischen Interessenvertretung. Ne-
ben altersbedingtem Ausscheiden erweist sich hier 
der auch in der Literatur hervorgehobene transitori-
sche Charakter von Arbeitslosigkeit als Mobilisie-
rungshemmnis, wie ein Vertreter eine gewerkschaft-
lichen Erwerblosenorganisation berichtet: 

„Wir haben zwei Probleme in Anführungs-
strichen, wodurch wir Leute verlieren. Vor 
allen Dingen, wenn es gute Leute sind. Ers-
tens durch Arbeitsaufnahme kann man als 
Erwerbsloser maximal ein halbes Jahr 
noch mitmachen […]. Der andere Status-
wechsel ist der, der uns wesentlich trifft, 
wie Sie sehen, ja an meinem Alter.“ [ge-
werk1] 

5.2.2 (Interessen-)Heterogenität und Interes-
sendivergenzen 

Ein wiederkehrendes Thema in den Interviews ist die 
Frage, wie homogen die Lebenslagen und Interessen 
von Erwerbslosen tatsächlich sind. Im Sample finden 
sich diesbezüglich unterschiedliche Perspektiven. So 
verweisen einige Interviewte auf die aus ihrer Sicht 
hohe Heterogenität individueller Lebenslagen. Ar-
beitslosigkeit als Überbegriff decke kaum die innere 
Varianz in dieser sozialen Gruppe ab. Für die Organi-
sierung sei, so ein Vertreter einer gewerkschaftli-
chen Interessenorganisation, die Dauer der Erwerbs-
losigkeit und die Arbeitsmarktnähe der Betroffenen 
entscheidend: 

„Die Leute, die im SGB III sind, sind eigent-
lich die, die am besten zu organisieren wä-
ren. Aber die gehen immer davon aus, 
dass sie nur kurzfristig arbeitslos sind und 
dann wieder im Job […] So dann SGB II, die 
kriegen sie eher organisiert. Nur ob sie 
auch den Hintergrund haben, politisch tä-
tig zu werden […] Und die Aufstocker [er-
werbstätige SGB-II-Leistungsbeziehende; 
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Anm. d. Aut.] kriegen sie überhaupt nicht, 
weil die immer sagen: Ich arbeite, ich bin 
doch nicht Bürgergeldempfänger oder in 
der Grundsicherung.“ [gewerk1] 

Auch andere Interviewte bestätigen, dass aus ihrer 
Sicht kein klar abgrenzbares Arbeitslosenbewusst-
sein bei den Betroffenen vorhanden sei. Arbeitslo-
sigkeit sei gesellschaftlich negativ konnotiert und 
entsprechend beobachte man häufig eher Abgren-
zungspraktiken als Solidarisierungen. Arbeitslosig-
keit diene nicht dazu, eine „positive Identität 
auf[zu]bauen, mit der man organisationsfähig 
wäre.“ [wohlf1] 

Gleichzeitig betonen andere Interviewte, dass die 
zweifelsfrei vorhandene Heterogenität von Lebens-
lagen und Interessen weder eine Besonderheit von 
Erwerbslosen sei noch prinzipiell eine kollektive Or-
ganisierung verhindern müsse. So müssten auch Ge-
werkschaften und andere Großorganisationen hete-
rogene Meinungen innerorganisational austarieren. 
Wichtiger als Interessenhomogenität sei eine ge-
zielte Herausarbeitung vorhandener Gemeinsamkei-
ten und kollektiv geteilter Problemwahrnehmungen. 

Zugleich wird in den Interviews problematisiert, dass 
sich etwaige Interessendivergenzen nicht auf die Be-
troffenen beschränken, sondern auch auf die Zu-
sammenarbeit mit anderen Interessenorganisatio-
nen ausweiten. So wichtig eine organisationsüber-
greifende Konzentration von Ressourcen sei, um Or-
ganisationsmacht und eine breite Mobilisierung auf-
zubauen, so sehr würden Interessendivergenzen 
zwischen den Organisationen eine solche Strategie 
erschweren. So berichten mehrere Gesprächs-
partner*innen von Meinungsverschiedenheiten in 
Kooperationsbündnissen und dem Fehlen eines in-
haltlichen Konsenses, der organisationspolitisch ge-
nutzt werden könne. 

5.2.3 Misslingende Politisierung 

Diese Aspekte sind eingebettet in grundsätzliche 
Herausforderungen, Erwerbslose zu politisieren. Un-
abhängige Initiativen berichten davon, dass Er-
werbslose zwar die Sozialrechtsberatung in An-
spruch nähmen, sich hieraus jedoch nur selten ein 
Interesse an Engagement entwickele. Entsprechend 
aussichtlos sei eine breite Mobilisierung der Er-
werbslosen: 

„Aber wir kriegen es ja nicht mal organi-
siert, 10.000 oder 20.000 Menschen auf 
eine Straße zu einem bestimmten Thema 
[zu bringen]. Das haben wir schon lange 
aufgegeben.“ [gewerk1] 

Die Gründe für das fehlende Interesse vieler Er-
werbsloser sehen die Interviewten vorrangig in de-
ren schwierigen persönlichen Lebenslagen und den 
individuellen Folgen wie Apathie und Hoffnungslo-
sigkeit. Erschwerend komme die aktivierende Ar-
beitsmarktpolitik hinzu, die sich einbette in eine 
grundsätzliche gesellschaftliche Beschleunigung und 
eine Individualisierung von Risiken. In den 1980er 
Jahren seien noch mehr zeitliche Freiräume vorhan-
den gewesen, um sich aktiv an der politischen Inte-
ressenvertretung von Erwerbslosen zu beteiligen: 

„Der Druck [ist] doch mittlerweile so riesig 
geworden auf alle, dass keiner mehr oder 
kaum mehr nur ehrenamtlich bei uns ar-
beiten kann. Das ist was, was Erwerbslo-
senarbeit wirklich sehr schwierig macht, 
tatsächlich auch als Basisorganisation […] 
Das hört auch nicht auf, wenn du arbeits-
los bist, weil du ständig unter Druck vom 
Amt bist. Und dieser Druck nimmt dir die 
Souveränität.“ [unabh3] 

5.2.4 Öffentliche Meinung, Stigmatisierung 
und Rechtsruck 

Zu guter Letzt ist ein wiederkehrendes Thema die öf-
fentliche Meinung, die sich unmittelbar auf die Er-
werbslosen und ihre Bereitschaft zur politischen In-
teressenvertretung auswirke. Unisono berichten die 
Interviewten von einem erwerbslosenfeindlichen 
Klima in der Bevölkerung und einer starken Stigma-
tisierung der Betroffenen. Diese fortwährende Stig-
matisierung, so berichten verschiedene Interviewte, 
hemme Erwerbslose, reduziere ihr Selbstwertgefühl 
und münde in der Regel eher in Rückzug denn in Auf-
lehnung und Solidarisierung. Vielmehr beobachten 
sie, dass Arbeitslose sich nicht gesehen und nicht po-
litisch repräsentiert fühlen und infolge empfänglich 
für rechtspopulistische Narrative werden: 

„Und ich glaube, das ist ein ganz massives 
Problem für den Rechtsruck. Warum Ar-
beitslose nach rechts gegangen sind oder 
rechts wählen […], dieses nicht gehört 
werden. Die anderen hören dann vielleicht 
auch nicht, aber die haben wenigstens ei-
nen „Volkskörper“. Ist ein Scheißwort. 
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Aber ich weiß nicht, warum die dann dahin 
gehen. Für mich ist es nicht die Konse-
quenz, sondern für mich ist es die Konse-
quenz, noch wütender und lauter zu wer-
den.“ [unabh3] 

Dabei nehmen die Interessenorganisationen wahr, 
dass rechtspopulistische Parteien alternative Deu-
tungsangebote für Erwerbslose anbieten: 

„Der andere Diskursstrang, der jetzt von 
der AfD vor allen Dingen verkürzt stark ge-
macht wird: Das sind ja alles gar nicht un-
sere Leute, das sind ja alles Ausländer, die 
wir hier durchfüttern. Und wo man dann 
nachher zu der Lösung kommt, die müssen 
wir einfach nur wieder deportieren, dann 
haben wir das Problem gelöst. Also diese 
Umdeutung einer sozialen Frage von oben 
und unten in eine soziale Frage von innen 
und außen. Ne, also das sind die großen 
Herausforderungen, denen wir uns auch 
stellen müssen, wo wir dann immer wieder 
sagen müssen: Das ist eine Frage der ge-
rechten Verteilung der Ressourcen in unse-
rem Land.“ [wohlf1] 

6 Solidaritätsgrenzziehungen und Verla-
gerung von Konfliktarenen 

Eine zentrale Ursache für die geringe Berücksichti-
gung von Erwerbsloseninteressen in der bundes-
deutschen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik liegt in 
der mangelnden Repräsentation dieser Interessen 
begründet. Erwerbslose und ihre Organisationen 
sind nicht oder nur kaum konfliktfähig (Beckmann 
und Spohr 2026). Sie weisen zudem auch erhebliche 
Organisationsdefizite auf. Aufgrund des qualitativen 
und explorativen Charakters unserer Studie können 
die Befunde keine Verallgemeinbarkeit beanspru-
chen, weshalb weitere empirische Studien – auch in 
komparativem Design mit anderen „schwache Inte-
ressen“ – notwendig sind. Gleichwohl deckt unser 
Sample die drei relevanten Organisationstypen in-
nerhalb der Interessenvertretungslandschaft der Er-
werbslosen und damit auch deren organisationale 
Vielfalt ab. Insbesondere da die Mehrheit der in den 
Interviews hervorgehobenen Organisierungshemm-
nisse über alle Organisationen hinweg problemati-
siert werden, gehen wir von belastbaren empiri-
schen Befunden unserer Studie aus.  

Unsere Befunde verdeutlichen, dass die in der Lite-
ratur vielfach identifizierten individuellen Organisa-
tionshemmnisse von Erwerbslosen von organisatio-
nalen Herausforderungen begleitet werden. Einer-
seits sind dies spezifische Probleme bestimmter Or-
ganisationstypen: Selbstorganisierte Erwerbslosen-
initiativen etwa sind mit substanziellen Ressourcen-
problemen konfrontiert, sodass sie sich anstelle der 
kollektiven Organisierung und politischen Interes-
senvertretung häufig auf Dienstleistungsangebote – 
allen voran Sozialrechtsberatung – fokussieren. 
Demgegenüber konkurrieren Erwerbsloseninteres-
sen in advokatorischen Interessenvertretungen mit 
anderen von den Verbänden vertretenen Interes-
sen, was eine „Verwässerung“ erwerbslosengenui-
ner Interessenrepräsentation bewirken kann. Auch 
stellen sich hier besondere Anforderungen an die In-
teressenaggregation, denn häufig ist der Kontakt zur 
Zielgruppe eher lose oder selektiv, was das Risiko ei-
ner paternalistischen Interessenvertretung birgt. 

Daneben offenbart die Analyse ein organisations-
übergreifendes, komplexes Ursachengeflecht für die 
geringe Organisationsfähigkeit. Dabei wird eine 
Überalterung von Interessenorganisationen beglei-
tet von einer misslingenden Politisierung der Er-
werbslosen. Auch Interessendivergenzen spielen 
hier eine Rolle – einerseits im Hinblick auf die 
Gruppe der Erwerbslosen, andererseits aber auch im 
Austausch der verschiedenen Organisationen unter-
einander. Massenmobilisierung rückt dabei, so auch 
die Wahrnehmung der Interviewten, in relativ weite 
Ferne, da eine Bündelung zentraler politischer For-
derungen im Sinne der Erwerbslosen häufig nicht ge-
linge. Zugleich wirken die gesellschaftlichen Diskurse 
um Arbeitslosigkeit auf die Erwerbslosen und ihre In-
teressenorganisationen zurück: Stigmatisierungen 
und soziale Abwertung hinterlassen Spuren. Sie pro-
vozieren individuelle Apathie und sozialen Rückzug 
und erschweren eine kollektive Mobilisierung. 

Eine besondere Brisanz erhält die Repräsentation 
von Erwerbsloseninteressen durch die jüngsten par-
teipolitischen Entwicklungen. So verzeichnet die 
rechtspopulistische Alternative für Deutschland 
(AfD) erhebliche Zustimmung bei Arbeitslosen. 
Deutlich wurde dieses bei der Bundestagswahl 2025, 
bei der sich die AfD mit einem Stimmenanteil von 34 
Prozent unter Arbeitslosen als deutlich stärkste Kraft 
erwies und bei diesen 13 Prozentpunkte mehr als im 
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Durchschnitt erzielen konnte.3 In der Literatur wer-
den ähnliche Muster für Arbeiter*innen benannt, 
die sich von den „klassischen“ Parteien links der 
Mitte zur AfD hinwenden. Dabei verdichten sich em-
pirische Hinweise, wonach die untere Mittel- und die 
Unterschicht spezifische Motivationen für eine AfD-
Wahlabsicht aufweisen: Sie sind in besonderem 
Maße ungleichheitskritisch und fordern eine sozio-
ökonomische Aufwertung ein, sind zugleich jedoch 
affin für nationale und ethnische Solidaritätsgrenz-
ziehungen (Buchmayr 2023; Lux 2022).  

Unsere Interviews zeigen ein ähnliches Bild. Die Er-
werbslosenorganisationen nehmen einen Rechts-
ruck unter Arbeitslosen wahr, welchen sie auf ein 
diffuses Gefühl des Nicht-Gesehen-Werdens zurück-
führen. Soziale Marginalisierung mischt sich hier mit 
einer wahrgenommenen politischen Repräsentati-
onslücke. Diese Befunde sind anschlussfähig an sozi-
ologische Untersuchungen zum (fehlenden) Klassen-
bewusstsein in der Arbeiterschaft, wonach verletzte 
Gerechtigkeitsversprechen nicht in kollektive Mobi-
lisierung, sondern in Abneigung sowohl gegenüber 
einer als raffgierig wahrgenommenen Elite als auch 
gegenüber den untersten Schichten einmünden 
(Westheuser und Beck 2025; Dörre 2025). Vor allem 
aber befördern diese sozialen Dynamiken eine poli-
tische Konfliktverlagerung, wie sie auch für die Er-
werbslosen und ihre Interessen beobachtet werden 
kann. Während Parteien links der Mitte ebenso wie 
Gewerkschaften, Wohlfahrts- und Sozialverbände 
typischerweise die ungleiche Verteilung von Res-
sourcen und Privilegien problematisieren, deuten 
rechtspopulistische Kräfte diesen Oben-Unten-Kon-
flikt in einen Innen-Außen-Konflikt um (Mau et al. 
2023). So kann etwa der hohe Anteil von Auslän-
der*innen im SGB-II-Bezug skandalisiert und der 
Verteilungskonflikt umgedeutet werden. Für die von 
uns interviewten Organisationen stellen diese politi-
schen Dynamiken ein Dilemma dar: zwar wollen sie 
einerseits in Kontakt mit Erwerbslosen sein, ihre 
Wahrnehmungen, Forderungen und Sorgen ernst 
nehmen und für politische Arbeit nutzbar machen; 
zum anderen aber bieten sie unisono eine politische 
Interessenvertretung „von links“ an, die auf inklu-
sive Solidarität und umverteilende Sozialpolitik 
setzt. Die Folge ist zumindest in Teilen ein interes-
senpolitischer Mismatch als Folge des Bedeutungs-

_ 

3 Für die Wahlergebnisse nach beruflicher Stellung vgl. https://www.ta-
gesschau.de/wahl/archiv/2025-02-23-BT-DE/umfrage-job.shtml [letzter 
Zugriff 08.06.2026]. 

gewinns alternativer politischer Deutungsangebote, 
der von den Organisationen sehr wohl wahrgenom-
men wird, dem sie zugleich jedoch relativ machtlos 
gegenüberstehen. Erschwerend kommt hinzu, dass 
nicht nur rechtspopulistische Deutungen auf An-
klang stoßen, sondern zugleich die öffentliche Mei-
nung überwiegend negative Einstellungen gegen-
über Erwerbslosen und ihrer sozialpolitischen Unter-
stützung aufweist – was wiederum auch die Respon-
sivität politischer Akteure gegenüber den Erwerbslo-
sen einschränkt. Erwerbsloseninteressen bewegen 
sich so in einem Korsett aus fehlender kollektiver 
Mobilisierung, Interessenvertretungslücken und po-
litischer Konfliktverlagerung, die von notorisch ne-
gativen Einstellungen gegenüber Erwerbslosen in 
der Bevölkerung begleitet werden. 

Und dennoch: Diese Momentaufnahme bleibt kon-
tingent. So wird in der Literatur hervorgehoben, dass 
die Repräsentationsdefizite der unteren Mittel- und 
Unterschicht potenziell auch „von links“ ausgegli-
chen werden können (Westheuser und Beck 2025). 
Mit Blick auf Erwerbsloseninteressen erweisen sich 
diesbezüglich zwei Strategien als erfolgverspre-
chend für eine stärkere Mobilisierung der Betroffe-
nen und eine Repräsentation ihrer Interessen: Zum 
einen kann die Interessenvertretung mittels des 
Rechts zu einer Verbesserung der Soziallagen der Be-
troffenen beitragen und ihre Handlungsfähigkeit 
(wieder-)herstellen (Müller 2019). So gewinnt die In-
teressendurchsetzung über den Rechtsweg gerade 
für strukturell unterlegene Interessen an Bedeu-
tung, da hierbei der Erfolg nicht von politischen 
Mehrheiten oder öffentlichen Meinungen abhängig 
ist (Thierse 2020). Unsere Befunde (Beckmann und 
Spohr 2026) zeigen, dass Erwerbslosenorganisatio-
nen verschiedene justizielle Praktiken wie Klagen 
und Rechtsberatung mit Erfolg einsetzen (vertiefend 
zu diesen justiziellen Praktiken Rehder und van Elten 
2020). Zweifelsfrei sind diese Erfolge in ihrer Reich-
weite insofern begrenzt, als dass sie in der Regel 
nicht in Gesetzesänderungen münden. Und dennoch 
entfalten sie Wirkung, indem sie Erwerblosen zu ih-
ren Rechten verhelfen und die Betroffenen ein Ge-
fühl der Handlungsfähigkeit und Selbstwirksamkeit 
zurückerlangen. 

Zum anderen kann die Mobilisierung über soziale 
Medien die dominanten Diskurse um Erwerbslosen-

https://www.tagesschau.de/wahl/archiv/2025-02-23-BT-DE/umfrage-job.shtml
https://www.tagesschau.de/wahl/archiv/2025-02-23-BT-DE/umfrage-job.shtml
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perspektiven erweitern (Beckmann und Spohr 
2026). Gerade da die Mobilisierung der Öffentlich-
keit wesentlich für den Erfolg unterlegener Interes-
sen ist (Kollman 1998), kommt sozialen Medien und 
ihren neuen Öffentlichkeiten eine große Bedeutung 
zu. Erwerbsloseninteressen bewegen sich hier den-
noch in einem Spannungsfeld, denn in der Bevölke-
rung dominieren negative Einstellungen ihnen ge-
genüber. Entsprechend ist die Beeinflussung der  
öffentlichen Meinung zugleich notwendig und vo-
raussetzungsvoll. Jungen Organisationen wie „Sank-
tionsfrei“4 gelingt jedoch durch Personalisierung und 
gezielte Kampagnen immer wieder, Nachrichten-
wert zu generieren. Auch wenn hierdurch ebenso 
wie durch die justiziellen Praktiken kaum ein grund-
sätzlicher Politikwechsel initiiert werden kann, kön-
nen soziale Medien die Lebenslagen und Interessen 

_ 

4 Website der Organisation: https://sanktionsfrei.de/. 

von Erwerbslosen sichtbar machen und in politische 
Debatten einspeisen.  

Auf Basis organisationaler Erneuerungen und Inno-
vationen könnten Erwerbslosenorganisationen so 
zukünftig überzeugende Angebote der Interessen-
vertretung entwickeln. Beide Strategien sind auch 
deshalb erfolgsversprechend, weil sie eine kollektive 
Organisierung der Erwerbslosen oder feste Organi-
sationsmitgliedschaften nicht zwingend vorausset-
zen. Somit sind sie potenziell geeignet, die fehlende 
oder nur schwach ausgeprägte Mobilisierungsfähig-
keit der Erwerbslosen auszugleichen. Ob sie aber 
über individuelle (Rechts-)Hilfe und situative Dis-
kursbeeinflussung hinaus auch Potenziale für eine 
stärkere Kollektivierung und Solidarisierung der Be-
troffenen entfalten können, bleibt abzuwarten. 
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